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Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse 
 
Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 30 auf: Beratung der Unterrichtung durch den Wehrbeauftrag-
ten Jahresbericht 2010 (52. Bericht) Drucksache 17/4400 = Wehrbericht 2010 
 
Überweisungsvorschlag: Verteidigungsausschuss 
 
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. – 
Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. Ich eröffne die Aussprache und erteile das 
Wort dem Wehrbeauftragen des Deutschen Bundestages, Hellmut Königshaus . 
 
Hellmut Königshaus , Wehrbeauftragter des Deutschen Bundestages: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!  
Bitte erlauben Sie mir eine kurze Vorbemerkung, bevor ich zum Jahresbericht komme. Wir werden 
morgen in Regen drei unserer Soldaten, die in Afghanistan Opfer eines hinterhältigen Anschlages 
wurden, gedenken. Ich habe mit zweien von ihnen erst vor wenigen Wochen in Afghanistan gespro-
chen wie auch mit einigen der jetzt Verwundeten. Ich bin daher in diesen Tagen mit meinen Gedanken 
vor allem bei den Hinterbliebenen, den Verwundeten und ihren Angehörigen. Ich wünsche den Ver-
wundeten natürlich eine baldige Genesung. Ereignisse wie dieses erinnern uns immer wieder daran, 
welche Risiken unsere Soldatinnen und Soldaten im Einsatz auf sich nehmen. Gerade im Angesicht 
dieses tragischen Ereignisses möchte ich all denen, die jetzt leiden, mein tief empfundenes Mitgefühl 
aussprechen. Ich möchte den Kameradinnen und Kameraden der Gefallenen und Verwundeten, die 
auch nach diesem tragischen Geschehen weiter treu ihren Dienst und ihren Auftrag ausführen, dafür 
meinen besonderen Dank und meine Anerkennung aussprechen. (Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der 
FDP und dem Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vor dem Hintergrund solchen Leides, vor dem Hintergrund von Tod und Verwundung können Sie 
sicher nachvollziehen, weshalb ich mich als Wehrbeauftragter so nachdrücklich um Ausbildung, 
Ausstattung und Ausrüstung, und zwar vor, nach und bei dem Einsatz, kümmere. Es ist unsere 
gemeinsame Pflicht, ohne Rücksicht auf Kosten oder sonstige Belange die Sicherheit unserer Sol- 
datinnen und Soldaten auf das bestmögliche Niveau zu bringen. 
 
Dieser Jahresbericht ist natürlich nicht nur den Soldatinnen und Soldaten im Einsatz gewidmet, son-
dern allen Angehörigen der Bundeswehr. Sie nehmen eine für die Gesellschaft unverzichtbare und 
leider immer noch viel zu wenig gewürdigte Aufgabe wahr. Auch ihnen gelten mein Dank und meine 
Anerkennung. Mit der sehr frühzeitigen Befassung mit diesem Jahresbericht macht dieses Hohe Haus  
deutlich, dass es den Streitkräften und ihren Anliegen eine herausragende Bedeutung beimisst. Das  
ist, wie ich weiß, ein wichtiges Signal für die Truppe. 
 
Der Jahresbericht enthält keine Anmerkungen zu den zuletzt in der Öffentlichkeit diskutierten aktuellen 
Ereignissen, die beispielsweise unter den Stichworten „Gorch Fock“ oder Feldpost erörtert wurden. Er  
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behandelt eben nicht jene Vorgänge, deren Bedeutsamkeit sich erst im laufenden Jahr zeigte, auch 
wenn sie sich bereits im vergangenen Jahr, im Berichtsjahr, zutrugen. 
 
Dennoch will ich hier einige Worte zum Thema „Gorch Fock“ anfügen, weil die öffentliche Diskussion 
dazu Veranlassung gibt. Viele in der öffentlichen Meinung und in den Medien sahen bereits in der 
Befassung mit den Vorgängen einen unzulässigen Angriff auf die hergebrachten Traditionen der 
Marine. Darum aber geht es hier ganz gewiss nicht. Tradition kann Gemeinschaft stiften und Werte 
vermitteln. Tradition findet aber dort ihre Grenzen, wo Rechte von Soldatinnen und Soldaten verletzt 
werden. Allein der Rückzug auf Tradition ist keine gelebte Innere Führung. (Beifall bei der FDP und dem 
Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das Grundgesetz und die Grundsätze der Inneren Führung werden nicht durch die Tradition begrenzt, 
sondern umgekehrt. Genau um eine solche Grenzziehung geht es hier. Angehörige der Ausbildungs-
crew der „Gorch Fock“ haben von ihrem Recht Gebrauch gemacht, sich an den Wehrbeauftragten zu 
wenden, weil sie sich in ihren Rechten verletzt sahen. Ihr Vorbringen, das aus meiner Sicht von 
Gewicht ist, habe ich meinem gesetzlichen Auftrag entsprechend an das Parlament und an den 
Bundesminister der Verteidigung herangetragen. Damit ist natürlich keine abschließende Wertung 
verbunden und schon gar keine Vorverurteilung. Aber es ist natürlich Anlass, in eine Prüfung der 
Praxis der Segelausbildung auf dem Schiff im Allgemeinen und des Führungsverhaltens Einzelner im 
Besonderen einzutreten. 
 
Ich würde es begrüßen, wenn die pflichtgemäße Erfüllung meines gesetzlichen Auftrages nicht in den 
Verdacht parteipolitischer Motive gerückt würde. Als Wehrbeauftragter des gesamten Deutschen Bun-
destages bin ich von der Verfassung zum Schutz der Rechte der Soldaten und zur Unterstützung der 
parlamentarischen Kontrolle der Streitkräfte berufen. Ich darf und werde mich niemals instrumentali-
sieren lassen, schon gar nicht parteipolitisch. (Beifall bei Abgeordneten der FDP sowie des Abg. Omid 
Nouripour [Bündnis 90/Die Grünen]) 
 
Meine Damen und Herren, der Jahresbericht 2010 hat drei Schwerpunkte. Besonders eingehend 
behandelt er das Thema „Vereinbarkeit von Familie und Dienst“. Daneben widmet er sich, wie schon 
in den Jahren zuvor, eingehend den Einsätzen und den fortbestehenden Problemen im Bereich des 
Sanitätsdienstes. Mängel und Defizite in der Ausbildung und Ausrüstung reichen von den Defiziten bei 
der einsatzvorbereitenden Ausbildung über Mängel bei der persönlichen Ausstattung bis hin zur Frage 
nach Bewaffnung und Eignung des eingesetzten Gerätes. Verbesserungen in diesem Bereich sind un- 
verkennbar. Sie dürfen aber nicht über noch bestehende Mängel und Defizite hinwegtäuschen. Ich 
werde Sie hierzu demnächst erneut in einem Sonderbericht näher unterrichten. 
 
Zu den Problemen im Einsatz gehört allerdings auch der Aspekt der Fürsorge. Insbesondere die Ein-
satzdauer und die Verlässlichkeit der Einsatzplanung, die Kommunikation mit der Heimat sowie die 
Betreuung und Versorgung während des Einsatzes und nach dem Einsatz sind Stichworte, die die 
Problemfelder leider noch immer kennzeichnen. Meine Damen und Herren, Sie haben heute Vormittag 
in erster Lesung die Aussetzung der Wehrpflicht beraten. Gerade jetzt wird die Verbesserung der 
Attraktivität des Dienstes in den Streitkräften besonders dringlich. Attraktivität schließt übrigens die 
Frage nach der Absicherung und Versorgung der Soldatinnen und Soldaten im Einsatz, aber auch 
ihrer Familien ein. Hier gibt es weiß Gott noch viel zu tun, insbesondere bei der Versorgung der 
Hinterbliebenen. 
 
Ich bin sehr dankbar, dass der Deutsche Bundestag noch bestehende Versorgungslücken schließen 
will; das ist Beschlusslage. Es ist zu wünschen – das ist nämlich noch nicht gesichert –, dass die Bun-
desregierung hierzu die notwendigen gesetzgeberischen Maßnahmen vorbereitet. Darüber hinaus 
muss natürlich auch der tägliche Dienst mit den Erwartungen und Bedürfnissen der Familien in Ein-
klang gebracht werden. Insbesondere eine heimatnahe Stationierung und Ausbildung ist zu fordern. 
Wir müssen die Chance der Strukturreform unbedingt nutzen, einzelne Truppengattungen regional zu 
konzentrieren, um den Umfang des Wochenendpendelns zum Dienstort – nur als Stichwort genannt – 
und lehrgangsbedingter Trennungen von der Familie so weit wie möglich zu reduzieren.  
 
Ein besonders dringendes Problem ist dabei übrigens nach wie vor die Kinderbetreuung. Ich begrüße 
es, dass hierzu erste Maßnahmen ins Auge gefasst sind. Es wird jetzt aber darauf ankommen, dass 
sie auch schnell umgesetzt werden. Denn die Vereinbarkeit von Familie und Dienst ist keine Frage  
von ein bisschen mehr oder weniger Fürsorge, sondern dieser Anspruch ist uns vom Grundgesetz  
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aufgegeben: „Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung.“ Das 
gilt natürlich erst recht dann, wenn der Staat selbst der Dienstherr ist. Ich wiederhole das immer wie-
der. Ich glaube, es ist auch wichtig, sich immer wieder daran zu erinnern, wenn es um die konkrete 
Umsetzung geht. (Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der SPD, der FDP und des Bündnisses 90/Die 
Grünen) 
 
Besondere Aufmerksamkeit benötigt auch weiterhin der Sanitätsdienst. Der Mangel an Ärzten und 
Pflegepersonal konnte noch nicht ausgeglichen werden. Ich habe auch schon darüber gesprochen, 
als wir den Jahresbericht 2009 erörtert haben. Ja, es hat in diesem Bereich zwar Verbesserungen 
gegeben, aber wir sind noch lange nicht am Ziel. Der Mangel an Ärzten und Pflegepersonal konnte 
nicht ausgeglichen werden. Seit mehreren Jahren kann der Sanitätsdienst seinen Auftrag nicht mehr 
ohne Rückgriff auf zivile Ressourcen erfüllen. Das macht mir Sorge; das wird in der Zukunft ein immer 
drängenderes Problem werden. Wenn die Streitkräfte vom Einsatz her gedacht werden, dann muss 
der Sanitätsdienst in der Lage sein, die sanitätsdienstlichen Leistungen aus eigener Kraft zu erbrin-
gen. 
 
Damit an dieser Stelle kein falscher Eindruck entsteht: Unsere Streitkräfte sind insgesamt in einer 
guten Verfassung. Wenn es gelingt, die Bundeswehr zu einer neuen Struktur zu führen, die sie noch 
leistungsfähiger, aber auch noch lernfähiger macht und die auch eine Fehlerkultur herbeiführt, dann 
hat sie eine gute Zukunft. Lassen Sie mich an dieser Stelle abschließend noch Dank sagen an die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in meinem Amt, an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den beteil-
igten Partnerdienststellen, im Ministerium, in den militärischen Strukturen. Einen letzten Dank möchte 
ich auch an den Minister richten – an einem Punkt hat er das wirklich verdient –: (Zuruf des Abg. 
Alexander Ulrich [DIE LINKE]) 
 
Immer dann, wenn es um problematische Einzelfälle geht, ist er jederzeit ansprechbar, insbesondere 
auch ohne Kamera und ohne Presse 
 
(Alexander Ulrich  [DIE LINKE]: Sagt er auch die Wahrheit?) 
 
- dann sagt er sicher auch die Wahrheit –,  
 
(Alexander Ulrich  [DIE LINKE]: Aber nicht immer, oder? – Gegenruf von der CDU/CSU: Also, Herr Kollege!) 
 
und kümmert sich um diese konkreten Fälle. Für diese Form der Empathie muss man ihm, glaube ich, 
danken. Die Betroffenen haben das immer sehr geschätzt. (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)  
 
Damit möchte ich die Vorstellung meines Jahresberichts beenden. Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. (Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und dem Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Bevor wir in der Debatte fortfahren, möchte ich Ihnen, sehr geehrter Herr Königshaus, und Ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Namen des ganzen Hauses für die Vorlage des Berichts und für 
die Arbeit herzlich danken. (Beifall im ganzen Hause) 
 
Ich erteile der Kollegin Anita Schäfer  für die CDU/CSU-Fraktion das Wort. (Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 
 
Anita Schäfer (Saalstadt) (CDU/CSU): 
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Wehrbeauftragter! 
Vorweg möchte ich Ihnen und Ihren Mitarbeitern, lieber Herr Königshaus, einmal ein ganz schlichtes  
Lob aussprechen. Dieser erste von Ihnen verantwortete Jahresbericht besticht durch seine über-
sichtliche Gestaltung, die es dem Leser leichter macht. Das ist gar kein so unwichtiges Detail. Zwar 
verfassen Sie als Wehrbeauftragter des Deutschen Bundestages Ihren Bericht zunächst für uns 
Parlamentarier – ich hoffe, dass wir uns alle mit der gebotenen Sorgfalt seiner Lektüre widmen –, aber 
natürlich wirkt er auch in die weite Öffentlichkeit hinaus. Es ist schließlich wünschenswert, dass sich 
möglichst viele Menschen für den Zustand der Bundeswehr interessieren; denn der interessierte und  
informierte Staatsbürger ist ebenso wie der uniformierte Staatsbürger innerhalb der Truppe eine 
wesentliche Voraussetzung für die Verankerung der Streitkräfte in der Gesellschaft. Wir wollen eine 
Gesellschaft, die Anteil an dem nimmt, was innerhalb der Bundeswehr geschieht – auch an den Sor-
gen und Klagen der Soldaten, die für die Sicherheit dieser Gesellschaft in den Einsatz gehen. Wir wol- 
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len keine Gesellschaft, der die Bundeswehr egal ist oder die sie als Fremdkörper betrachtet, eben-so 
wie wir keine Bundeswehr wollen, die sich gerade jetzt, da wir für den Übergang zur Freiwilligenarmee 
stehen, als Fremdkörper fühlt. Deswegen ist jedes Detail wichtig, durch das die Beschäftigung mit der 
Truppe erleichtert wird. 
 
Meine Damen und Herren, andererseits gibt es Grenzen dafür, wie viele Details aus aktuellen Vorgän-
gen in die Öffentlichkeit getragen werden. Angesichts kürzlicher Debatten muss die Frage erlaubt 
sein, ob für politische Ziele, für die Auflage oder für die Quote noch zusätzlich auf den Betroffenen 
herumgetrampelt werden muss, indem etwa mit Einzelheiten aus dem Feldjägerbericht operiert wird, 
Pauschalurteile über Marinebesatzungen gefällt werden oder ganz Deutschland über das Körperge-
wicht einer tödlich verunglückten Kadettin diskutiert. Dadurch werden in erheblichem und völlig unnö-
tigem Umfang die Familien von Opfern und von Soldaten belastet, die sich Ermittlungen ausgesetzt 
sehen. 
 
Als Abgeordnete des Deutschen Bundestages haben wir natürlich ein Recht auf Information über die 
Vorgänge in der Parlamentsarmee Bundeswehr, und zwar sowohl durch das Verteidigungsministerium 
als auch durch den Wehrbeauftragten. Das gilt zwar nicht für jedes einzelne Disziplinarproblem und 
jeden Dienstunfall – wofür es schließlich den Bericht des Wehrbeauftragten gibt, in dem eine jährliche 
Gesamtschau vollzogen wird –, aber für schwerwiegende Vorfälle, über die wir schnellstmöglich, voll-
ständig und unmittelbar informiert werden müssen, also nicht auf Umwegen über die Presse. Als 
Berichterstatterin für den Einzelplan 02 muss ich sagen, Herr Wehrbeauftragter, dass ich mir 
gelegentlich eine noch frühere Einbindung gewünscht hätte. 
 
Diese Medaille hat aber natürlich noch eine andere Seite. Die Politik sollte auch die Disziplinarvorge-
setzten und die zuständigen Ermittlungsbehörden ihre Arbeit machen lassen, bevor öffentliche Urteile 
abgegeben werden, auch wenn der mediale Druck groß ist, wobei ich mir von Medienseite ebenfalls 
etwas mehr Zurückhaltung wünschen würde. So viel zum Formalen; nun komme ich zum Inhalt. 
 
Meine Damen und Herren, in dem Bericht wird auf drei Schwerpunkte hingewiesen, die gegenüber 
den Vorjahren gleich geblieben sind. Bei diesen sehen wir erneut einiges an Schatten, aber mittler-
weile auch einiges an Licht. Erstens: die Attraktivität des Dienstes und die Vereinbarkeit von Familie 
und Dienst. Gerade mit Blick auf die Nachwuchswerbung für eine künftige Freiwilligenarmee, so stellt 
der Wehrbeauftragte richtig fest, stelle sich die Frage der Attraktivität in allen Bereichen. Der Entwurf 
des Wehrrechtsänderungsgesetzes, den wir heute Morgen in erster Lesung behandelt haben, bildet 
hier die Grundlage für weitere Verbesserungen. Ich begrüße es sehr, dass der Bundesverteidigungs-
minister bereits angekündigt hat, 200 weitere Eltern-Kind-Arbeitszimmer einrichten zu wollen. Das 
Programm des Ministeriums zur Attraktivitätssteigerung enthält viele weitere wertvolle Anregungen. Es 
liegt an uns, diese umzusetzen. Durch das Reformbegleitgesetz, das bald vorliegen wird, wird uns die 
Möglichkeit dazu gegeben. Wir von der Union haben bereits eine interne Unterarbeitsgruppe einge-
richtet, die sich mit der Verbesserung der Attraktivität des Dienstes bei der Bundeswehr befasst, nicht 
zuletzt hinsichtlich der Vereinbarkeit mit der Familie. 
 
Der zweite Punkt sind die fortbestehenden Probleme im Sanitätsdienst. Hier geht es insbesondere um 
den erheblichen Mangel an Fachpersonal. Die dagegen ergriffenen Maßnahmen werden erst mittel- 
bis langfristig vollständig umgesetzt werden können. Das ist umso wichtiger, als die Bundeswehr wie-
terhin im Wettbewerb mit dem zivilen Gesundheitssektor steht. Drittens können wir bei den Auslands-
einsätzen erneut konstatieren, dass sich die Ausrüstungssituation laufend verbessert. So ist die früher 
stets kritisierte Ausstattung mit geschützten Fahrzeugen und Bewaffnung in Afghanistan mittlerweile 
zufriedenstellend. Aber noch immer sehen die Soldaten dieses Gerät vielfach erst im Einsatzland. 
Deswegen müssen und deswegen werden wir unsere Anstrengungen in diesem Bereich fortsetzen. 
 
Bei einem anderen leidigen Thema zeichnet sich ebenfalls eine Verbesserung ab: Der neue Rah-
menvertrag zur Betreuungskommunikation sichert einen Verbindungsumfang, der den gestiegenen 
technischen Möglichkeiten und Anforderungen entspricht, sodass beispielsweise trotz des erheblich 
gestiegenen Kontingentumfangs künftig wieder das Skypen, also die Videotelefonie, nach Hause 
möglich wird. Zudem erhält jeder Soldat pro Woche 30 Freiminuten zum Telefonieren nach Hause,  
und zwar zusätzlich zum Auslandsverwendungszuschlag, der eigentlich Belastungen wie die teure 
Kommunikation aus dem Einsatz bereits berücksichtigt. (Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
FDP) 
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Der Hinweis des Wehrbeauftragten auf Ausbildungsmängel gerade beim Gebrauch von Schusswaffen 
erscheint vor dem Hintergrund der derzeit öffentlich diskutierten jüngsten Vorfälle bei der Bundeswehr 
besonders prägnant. Ausdrücklich betont der Bericht die Notwendigkeit drillmäßigen Übens. Eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit: Nur ständige Wiederholung gibt beim Umgang mit gefährlichem Gerät und 
bei dem Ausüben gefährlicher Tätigkeiten die notwendige Sicherheit. 
 
Das steht im Gegensatz zu der medialen Kritik an militärischem Drill, die etwa in der Berichterstattung 
über die Vorgänge auf der „Gorch Fock“ zu lesen war. Dieser Drill ist kein Selbstzweck, sondern dient 
der Vorbereitung der Soldaten auf einen Dienst, in dem sie das Gelernte buchstäblich im Schlaf 
beherrschen müssen. Selbstverständlich findet dies aber seine Grenzen an den Grundsätzen der 
Inneren Führung, des Strafrechts und der Menschenwürde. 
 
Ich möchte zum Schluss noch ein aktuelles Ereignis ansprechen. Am vergangenen Freitag erreichte 
uns erneut eine schlimme Meldung aus Afghanistan. Ein Angreifer in afghanischer Armeeuniform 
erschoss heimtückisch drei Bundeswehrsoldaten innerhalb eines Beobachtungspostens und verwun-
dete sechs weitere, zwei davon schwer. Leider ist das in der Berichterstattung quasi nur als Fußnote 
erwähnt worden. Es war offenbar wichtiger, über andere Fußnoten zu debattieren. Ich möchte den 
Angehörigen der drei Gefallenen an dieser Stelle unser Mitgefühl und Beileid  aussprechen, beson-
ders angesichts der schweren Stunden, die ihnen morgen mit dem Abschiednehmen bei der Trauer-
feier bevorstehen. Zudem wünsche ich den Verwundeten eine rasche und vollständige Genesung. Es 
ist besonders bitter, dass dieser Angriff im Rahmen der Ausbildung für die afghanischen Sicherheits-
kräfte geschah, die in wenigen Jahren die Verantwortung für ihr Land übernehmen sollen, damit wir 
uns zurückziehen können. 
 
Unsere Soldaten kämpfen dort in einem Konflikt, in dem sich der Gegner an keinerlei Regeln des 
Völkerrechts hält, während wir diese peinlich genau befolgen und bereits beim bloßen Verdacht auf 
Verstöße staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren einleiten und Untersuchungsausschüsse 
einrichten, wie es die Pflicht eines Rechtsstaates ist. Dennoch erfüllen unsere Soldaten dort weiter 
den gefährlichen Auftrag, den wir ihnen gegeben haben, auch um die Sicherheit Deutschlands zu 
gewährleisten. Dafür verdienen sie unseren Dank, unseren Respekt und unsere volle Unterstützung. 
Ich wünsche mir, dass sich das in der öffentlichen Debatte noch stärker zeigt.  
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP) 
 
Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Karin Evers-Meyer  für die SPD-Fraktion. 
 
Karin Evers-Meyer (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch meine Fraktion möchte den Familien und 
Angehörigen der gefallenen Soldaten in Afghanistan sagen, dass wir mit ihnen fühlen in dem Wissen, 
dass in dieser Situation nichts ihren Schmerz stillen kann und nichts ihrem Schmerz gerecht wird. Den 
verwundeten Soldaten wünschen wir baldige und vollständige Genesung. All unseren Soldaten im 
Einsatz wünschen wir, dass sie heil und gesund zurückkommen. (Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU, der FDP und des Bündnisses 90/Die Grünen) 
 
Ich danke dem Wehrbeauftragten und seinen Mitarbeitern für die vertrauensvolle Zusammenarbeit. 
Gerade in letzter Zeit haben wir erfahren müssen, dass wir mehr wertvolle Informationen von ihm 
bekommen als von unserem Verteidigungsminister. 
 
(Alexander Ulrich  [DIE LINKE]: Das ist doch keine Kunst! Das ist glaubwürdiger!) 
 
Aus dem Bericht des Wehrbeauftragten geht erfreulich klar hervor, dass die Bundeswehr nicht genug  
für Soldatinnen und Soldaten und deren Familien tut. Die Vereinbarkeit von Familie und Dienst ist ein 
„zentraler Attraktivitätsfaktor“; so steht es im aktuellen Bericht des Wehrbeauftragten. Das kann ich 
hier und heute nur noch einmal mit Nachdruck unterstreichen. Wenn die Bundeswehr zukünftig ohne 
Wehrpflichtige auskommen muss, dann gilt das umso mehr. Die bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Dienst ist nicht nur eine wesentliche Erleichterung für Soldatinnen und Soldaten und ihre Fami- 
lien, sondern ist auch ein ganz wichtiges Argument für junge Leute, wenn sie vor der Entscheidung für 
oder gegen die Bundeswehr als Arbeitgeber stehen. Vor vier Jahren hat die Bundeswehr eine Teilkon-
zeption zum Thema „Familie und Dienst“ vorgelegt. In  der Folge gab es sogar einige hoffnungsvolle 
Pilotprojekte. Aber insgesamt ist eigentlich viel zu wenig passiert. Ein großes Problem ist die Kinder- 



 

 

6 

6 

Karin Evers-Meyer (SPD) 
 
betreuung. Es gibt genau einen einzigen Betriebskindergar-ten der Bundeswehr, und der ist 
ausgerechnet in Bonn, und zwar im Verteidigungsministerium. Das ist sicherlich gut und richtig für die 
Mitarbeiter im Ministerium. Aber das ist natürlich weit entfernt von einem ernstzunehmenden 
Betreuungsangebot für die Truppe. Auch wenn man den Grundsatz ver-folgt, dass man zuerst die 
Kooperation mit Kindertagesstätten vor Ort sucht, bleibt das Problem, dass der Soldatenberuf und 
seine besonderen Anforderungen eben nicht mit den Öffnungszeiten eines kommunalen 
Kindergartens in Einklang zu bringen sind. Deswegen ist ganz klar: Bundeswehr und 
Verteidigungsministerium müssen die Kinderbetreuungsmöglichkeiten ausbauen und zu einem Teil 
ihres Attraktivitätsportfolios machen. (Beifall bei der SPD) 
 
Natürlich kostet das auch Geld. Bisher gilt, dass Kinderbetreuung kein zusätzliches Geld kosten darf. 
Aber mit diesem Ansatz wird es bestimmt nicht gehen. Wenn wir eine Bundeswehr wollen, die als 
Arbeitgeber wirklich attraktiv ist, dann werden wir alle miteinander so ehrlich sein müssen und das 
dann auch so sagen. Genauso sage ich, dass nicht alles, was zur Familienfreundlichkeit beiträgt, 
letztendlich mehr Geld kostet. Beispielsweise leiden Soldatinnen und Soldaten darunter, dass bei der 
Personalerfassung oft nicht berücksichtigt wird, dass der Partner oder die Partnerin auch Soldat ist. 
Die Folge ist dann, dass bei Versetzungen eben nicht bedacht wird, welche Verwendung für den 
Partner eingeplant ist. Das könnte man zum Beispiel durch einen Eintrag in die Personaldaten 
verhindern. Ähnliches gilt für die Planung von Fortbildungen. Hier könnte die Bundeswehr recht 
kurzfristig ihren guten Willen zeigen und untermauern. 
 
Kommen wir jetzt zum Thema Auslandseinsätze. Noch wichtiger wird die Frage der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, wo Soldatinnen und Soldaten in den Einsatz gehen. Der Bericht des  Wehrbeauf-
tragten räumt diesem Punkt zu Recht besonders viel Platz ein. Das fängt an bei der Einsatzdauer. Im 
Jahr 2010 gab es eine schleichende Verlängerung der Afghanistan-Mandate über die eigentlich vorge-
sehenen vier Monate hinaus. Im Januar dieses Jahres ging ein Kontingent nach Afghanistan, dessen 
Soldaten schon vor der Abreise gesagt wurde, dass sie für sechs Monate eingesetzt seien, manche 
sogar noch länger. Wir haben das hier vor einigen Wochen schon einmal angesprochen. Ich will es 
trotzdem wiederholen: Das schadet unseren Soldaten, weil die Anfälligkeit für psychische Erkrankun-
gen mit jedem zusätzlichen Tag im Einsatz steigt. (Beifall bei der SPD) 
 
Der Wehrbeauftragte hat auch dazu im letzten Jahr einige Berichte bekommen. Es ist ebenfalls nicht 
einzusehen, dass auf einmal die breite Masse der Soldatinnen und Soldaten zu Spezialisten gewor-
den ist, für die wir eine längere Einsatzdauer eigentlich vorgesehen haben. Das sollten und sollen 
wirklich Ausnahmen bleiben. Sonst müssen Sie so ehrlich sein und begründen, warum ganze Kontin-
gente ein halbes Jahr und länger in den Einsatz gehen. Was bei diesen Einsätzen oft unter den Tisch 
fällt: Die lange Abwesenheit hat spürbare Folgen für die Familien. Da fehlt die Mama oder der Papa 
einfach mal für ein halbes Jahr, und zwar nicht, weil er mit einem Schirmchendrink auf den Malediven 
sitzt, sondern weil er in einen gefährlichen Einsatz geht. Das zehrt an den Nerven der Angehörigen. 
Es ist nicht in Ordnung, dass sich viele Soldatinnen und Soldaten und ihre Familien nicht mehr auf das 
Wort ihres Dienstherrn verlassen können, wenn es um die Länge ihres Auslandseinsatzes geht. (Beifall 
bei der SPD) 
 
Verschlimmert wird das noch durch eine undurchsichtige Einsatzplanung. Im Bericht ist von Fällen zu 
lesen, in denen es keine rechtzeitige Information über verschobene In- und Out-Termine gab. Das 
betraf übrigens auch Kontingente für das Kosovo, bei denen in der zweiten Septemberwoche noch 
nicht feststand, wann in der zweiten Monatshälfte die Rückflüge stattfinden sollten. Dass die Soldaten  
dann nach ihrer Ankunft in Deutschland noch durch die halbe Republik reisen müssen, um zu ihrem 
Heimatstandort zu kommen, das komplettiert das Bild eines Arbeitgebers, der solche Fragen offen-
sichtlich nicht mit der notwendigen Ernsthaftigkeit behandelt. 
 
Das sind natürlich Kleinigkeiten im Vergleich zu Tod und Verwundung im Einsatz. Aber es sind 
wichtige Dinge, die nicht nur das Leben der Soldatinnen und Soldaten erleichtern, sondern auch der 
Bundeswehr helfen; denn sie erhält als Gegenwert zufriedenere Mitarbeiter, die sich wertgeschätzt  
fühlen. Die Bundeswehr sollte daher nicht den Fehler begehen, Dinge wie Familienbetreuung und 
Fürsorge während eines Auslandseinsatzes als Sozialdudelei zu verniedlichen. Ich glaube, viele 
große Unternehmen in Deutschland haben mittlerweile gelernt, dass das ein großer Fehler ist. Die 
meisten haben dazugelernt, und das Verteidigungsministerium sollte sich diesem Lernprozess 
anschließen. (Beifall bei der SPD) 
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Ein weiterer Punkt in dieser Reihe ist das Thema „Kommunikation aus dem Einsatzland“. Wir haben 
uns im Ausschuss wiederholt damit beschäftigt. Im Vergleich zu dem, was unsere Partnernationen 
den Soldatinnen und Soldaten anbieten, befindet sich unsere Bundeswehr immer noch im letzten 
Jahrtausend. Neue Mobilfunkverträge sollen bis Mitte des Jahres stehen. Aber es ist schon jetzt 
abzusehen, dass auch diese Verträge nicht ausreichen werden. (Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten des Bündnisses 90/Die Grünen) 
 
Es ist doch eigentlich ganz einfach:Dinge wie Skype gehören heute einfach zur Alltagskommunikation, 
besonders wenn man über Tausende von Kilometern kommunizieren muss. Das sollte sich auch in 
den Vertragsanforderungen niederschlagen; es fehlt aber bisher. Ich bitte, das noch einmal zu über-
prüfen. Alles andere führt doch nur zu unnötiger Frustration. Unsere Soldatinnen und Soldaten warten 
dringend auf eine Verbesserung und vertrauen auf die Ankündigung des Ministeriums. Wenn es ent-
gegen dieser Ankündigung bis Mitte des Jahres immer noch keine Lösung für die Kommunikation aus 
den Einsatzgebieten gibt, dann wird dieses Vertrauen verschenkt. 
 
Das führt mich zum nächsten Schwerpunkt im Jahresbericht, zum Thema „Verlässlichkeit und Quali-
tät“. Wir haben heute Vormittag über den Entwurf zum Wehrrechtsänderungsgesetz 2011 beraten. 
Zum 1. Juli 2011 soll die Wehrpflicht wegfallen. Was mir bei der Diskussion bisher zu kurz kommt, ist 
die Frage, wie die Bundeswehr in Zukunft eigentlich den Nachwuchs gewinnen will, den sie braucht. 
Die Bundeswehr wird sich nach dem Wegfall der Wehrpflicht doch viel intensiver als bisher um Nach-
wuchsgewinnung kümmern müssen. Das wird für die Truppe zu einer wirklichen Herausforderung 
werden. Die Nachwuchsgewinnung wird durch den demografischen Wandel noch erschwert. Unsere 
Bundeswehr wird in Zukunft also viel mehr mit der freien Wirtschaft um gute Köpfe konkurrieren müs-
sen. Wenn ich mir die Äußerungen aus der Bundeswehrführung der letzten Tage dazu vergegenwär-
tige, dann bin ich skeptisch, ob das schon überall erkannt worden ist. Ich glaube wirklich, dass es ein 
falsches Signal ist, wenn die Bundeswehrführung davon spricht, in Zukunft vor allem Geringqualifizier-
te ansprechen zu wollen. Umgekehrt wäre es richtig: Sie sollten den Anspruch haben, die wirklich gut 
Qualifizierten anzuwerben. Dazu braucht man natürlich auch eine entsprechende finanzielle Ausstat-
tung. In Zukunft steigen also die Anforderungen an eine effiziente Nachwuchsgewinnung. 
 
Die Bundeswehr hat bei einer Stärke von rund 185 000 Mann einen jährlichen Regenerationsbedarf 
von 10 000 Kurzzeitdienern und 17 000 Zeit- und Berufssoldaten. Wenn wir für die Zeit- und Berufs-
soldaten ein Verhältnis von drei Bewerbern auf eine Stelle und für Kurzzeitdiener ein Verhältnis von 
zwei zu eins ansetzen, dann können wir feststellen, dass die Bundeswehr jährlich mehr als 70 000 
Bewerber benötigt. Legt man die Ausgaben anderer Armeen für die Nachwuchswerbung zugrunde, 
müsste die Bundeswehr künftig pro Jahr deutlich über 1 Milliarde Euro aufwenden, um neue Kräfte 
anzuwerben. Wie diese wirklich beträchtliche Summe von über 1 Milliarde Euro im Verteidigungs-
haushalt aufgebracht werden soll, ist noch immer nicht klar. 
 
Auch die geplante Reduzierung der Zahl der Kreiswehrersatzämter macht uns große Sorgen. Damit 
sinken die Chancen der Bundeswehr, auch in der Fläche präsent zu sein. Natürlich spielt die Bezahl-
ung eine wichtige Rolle; aber das ist nicht das Einzige. Fairness, Transparenz und Verlässlichkeit 
dürfen nicht auf der Strecke bleiben. Dazu gibt es ein paar negative Beispiele: Die versprochene 
Sonderzahlung, die Weiterzahlung des Weihnachtsgeldes, ist nicht erfolgt. Das hat unsere Soldaten 
sehr enttäuscht. Ich hoffe, dass wir in dieser Frage weiterkommen. Mir ist sehr wichtig, zu sagen, dass 
meine Fraktion erwartet, dass uns hinsichtlich der Vorkommnisse auf dem Schulschiff „Gorch Fock“ 
möglichst bald ein vollständiger Bericht vorliegt. Wir erwarten mit Ungeduld die Ergebnisse der 
angekündigten Untersuchung. Vielen Dank. (Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des Bündnisses 
90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Kollege Christoph Schnurr  für die FDP-Fraktion. (Beifall bei der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 
 
Christoph Schnurr (FDP): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich darf im Namen der FDP-Fraktion zu Beginn 
meiner Ausführungen und meiner Berichterstattung zum Jahresbericht des Wehrbeauftragten zum 
Ausdruck bringen, dass auch unsere Gedanken bei den Hinterbliebenen der bei den tragischen 
Ereignissen der letzten Woche in Afghanistan Gefallenen sind. Wir hoffen, dass die Verwundeten 
schnellstmöglich genesen. Wir senden von dieser Stelle – ich glaube, ich tue das auch im Namen des  
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ganzen Hauses – die besten Wünsche. (Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD und dem BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. Paul Schäfer [Köln] [DIE LINKE]) 
 
Der Wehrbeauftragte hat dem Parlament Ende Januar dieses Jahres den Jahresbericht für 2010 
vorgelegt. Er hat die Erkenntnisse, die er im Jahr 2010 bei unterschiedlichsten Truppenbesuchen, bei 
Gesprächen, bei diversen anderen Gelegenheiten mit den Soldatinnen und Soldaten sowie Angehöri-
gen der Bundeswehr, aber auch mit unterschiedlichen Institutionen gewonnen hat, in dem Jahresbe-
richt gebündelt und ihn dem Deutschen Bundestag sehr zeitnah übergeben. Ich glaube, es ist der 
erste Bericht, der dem Deutschen Bundestag so zeitnah übergeben wurde. Ich bedanke mich aus-
drücklich dafür, dass wir die Gelegenheit haben, ebenfalls zeitnah über diesen Bericht zu diskutieren. 
 
Herr Minister, ich setze auch in diesem Zusammenhang auf die Offenheit Ihres Hauses, darauf, dass 
Sie den Inhalt des Berichts nicht nur prüfen werden, sondern dass Ihr Haus die Stellungnahme zu die-
sem Bericht nach Möglichkeit zeitnah dem Parlament übermittelt, damit wir dann hier über die Konse-
quenzen, die aus dem Jahresbericht 2010 resultieren, angemessen diskutieren können. Sie, Herr 
Königshaus, nehmen Ihre verantwortungsvolle Aufgabe als Wehrbeauftragter sehr ernst. Dies zeigt 
sich insbesondere dadurch, dass Sie den Verteidigungsausschuss im Jahr 2010 bereits zweimal un-
terrichtet haben. Es ist gut, zu wissen, dass Sie uns nicht nur am Ende des Jahres mit dem kompri-
mierten Jahresbericht informieren, sondern dass Sie die Mitglieder des Verteidigungsausschusses 
auch regelmäßig über Ergebnisse und Ereignisse unterrichten, die sich in der Truppe abspielen. 
 
Auch der 52. Jahresbericht legt viele Missstände dar, die jedoch zum Teil – das ist das Positive daran 
– wieder abgestellt sind. Der Jahresbericht 2010 hat im Wesentlichen drei Schwerpunkte: die Verein-
barkeit von Familie und Dienst, die Situation in den Auslandseinsätzen und, damit verbunden, die 
Ausrüstung der Soldaten sowie die Probleme im Sanitätsdienst. Im Bereich der Vereinbarkeit von 
Familie und Dienst besteht Nachholbedarf. In der Kinderbetreuung gibt es zwar erste Erfolge; ein 
flächendeckender großer Durchbruch ist aber noch nicht erzielt worden. Es ist darüber nachzudenken, 
ob beispielsweise eine Kinderbetreuung an den Universitäten und an den Bundeswehrschulen sinnvoll 
erscheinen würde. Nachzudenken ist auch über weitere Betriebskindergärten, insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass der Frauenanteil in der Truppe mittlerweile bei knapp 9 Prozent liegt. Wir wollen 
diesen Anteil auf 15 Prozent steigern. Deswegen ist es begrüßenswert, dass der Bundesminister im 
letzten Jahr angekündigt hat, an 200 Standorten weitere Eltern-Kind-Arbeitszimmer neben denen zu 
schaffen, die bereits existieren. Das ist ein erster Schritt in die richtige Richtung. Ich bin mir sicher, 
dass es nicht der letzte Schritt sein wird. (Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
 
Wenn wir über die Auslandseinsätze und die vorhandene Ausrüstung sprechen, dann dürfen wir nie 
vergessen, dass Ausbildung und Ausrüstung die höchste Priorität haben müssen. Die haben sie auch. 
Das Training mit den Handwaffen und den Fahrzeugen kann nicht oft genug unter harten Bedingun-
gen erfolgen, damit die Soldatinnen und Soldaten dieses Material im Einsatz auch in schwierigen 
Situationen sicher beherrschen. Das ist ein ganz wichtiger Punkt. Wir sind hier auf dem richtigen Weg, 
wenngleich es noch viel zu tun gibt. Deswegen ist es eine richtige Entscheidung gewesen, im Verteidi-
gungsministerium eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe zu gründen, die aus den Erfahrungen im Einsatzkontin-
gent Ausrüstungsmängel identifiziert, damit diese dann abgestellt werden können. Es ist auch richtig, 
dass wir als Parlamentarier den Haushaltsansatz für den einsatzbedingten Sofortbedarf im Jahr 2011 
auf 300 Millionen Euro angesetzt haben, der unmittelbar unseren Soldatinnen und Soldaten in den 
Auslandseinsätzen zugutekommt. (Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
 
Dass das richtig war, sehen wir daran, dass sich die Anzahl der geschützten Fahrzeuge insbesondere 
in Afghanistan maßgeblich erhöht hat. Ein wichtiger Punkt, der nicht nur im letzten Bericht erwähnt 
wurde, sondern auch immer wieder im Gespräch mit den Soldaten ein Soft Skill ist, ist die Möglichkeit 
der Kommunikation mit der Heimat. Der ehemalige Anbieter hat einiges geleistet, wenngleich wir uns 
alle erhofft haben, dass die Möglichkeiten der Soldatinnen und Soldaten, mit ihren Angehörigen in 
Deutschland zu kommunizieren, besser werden. 
 
Deswegen ist es richtig und gut, dass nicht nur eine Ausschreibung stattgefunden hat, sondern dass 
auch die Entscheidung getroffen wurde, einen neuen Anbieter zu suchen und die damit verbundenen  
Leistungen für die Soldatinnen und Soldaten im Auslandseinsatz wesentlich zu verbessern. Hierzu 
gehört nicht nur, dass mehr Computerarbeitsplätze und höhere Geschwindigkeitsraten für Telefonie 
und Internet zur Verfügung stehen, sondern auch, dass das Ministerium zugesagt hat, den Soldatin- 
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nen und Soldaten 30 Telefonfreiminuten in der Woche zur Verfügung zu stellen. Das sind erste Schrit-
te, um die Attraktivität der Bundeswehr zu steigern. (Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
 
Der Sanitätsdienst ist selber zum Patienten geworden. Das hat der Wehrbeauftragte bereits angeführt. 
Auch hier haben wir mit einem erhöhten Mittelumfang die Talfahrt beenden können. Im letzten Jahr 
fehlten noch rund 600 Ärzte. Mittlerweile hat sich diese Zahl auf 360 reduziert. Wir konnten sogar 85 
Seiteneinsteiger aus der freien Wirtschaft für die Bundeswehr gewinnen. Wir müssen neue Anreize 
schaffen. Angesichts der Herausforderungen, vor denen wir jetzt stehen, insbesondere der Umstruk-
turierung der Bundeswehr, müssen wir die Bundeswehr noch attraktiver machen. Herr Wehrbeauf-
tragter, ich wünsche Ihnen für die Arbeit in diesem Jahr, die sicherlich vor dem Hintergrund der Struk-
turreform und der Aussetzung der Wehrpflicht, aber auch vor dem Hintergrund der bestehenden Ein-
sätze äußerst interessant werden wird, alles Gute. 
 
Am Ende meiner Rede – Frau Präsidentin, ich sehe das Licht – möchte ich den Soldatinnen und 
Soldaten im Auslandseinsatz, aber auch ganz bewusst deren Familien, Angehörigen und den 
Freunden der Soldaten sowie den Soldatinnen und Soldaten in Deutschland danken. Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
 
Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Inge Höger  für die Fraktion Die Linke. (Beifall bei der LINKEN) 
 
Inge Höger (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zunächst einmal möchte ich meinen Dank an den Wehr-
beauftragten für diesen wertvollen Bericht und seine wichtige Arbeit aussprechen. Solange es eine 
Bundeswehr gibt, ist die Institution des Wehrbeauftragten in jedem Fall sinnvoll und notwendig. 
 
(Anita Schäfer  [Saalstadt] [CDU/CSU]: Danach auch!) 
 
Der Bericht zeigt aber auch, warum die Vorstellung einer Bundesrepublik ohne Armee so attraktiv ist. 
Ein Teil der aufgeführten Missstände und Exzesse wie Bedrohung von Untergebenen oder gar Kör-
perverletzung oder entwürdigende Behandlung ist wohl eher ein Zerrbild als ein Spiegel der Gesell-
schaft. 
 
(Florian Hahn  [CDU/CSU]: Sie machen ein Zerrbild!) 
 
Da helfen die jährlichen Berichte, wenigstens die Probleme der real existierenden Bundeswehr zu 
beschreiben. Wie wichtig die Arbeit des Wehrbeauftragten als Anwalt der Soldatinnen und Soldaten 
ist, zeigten die letzten Monate schmerzlich. Besorgte Bundeswehrangehörige haben sich über die 
Feiertage an mein Büro und wohl auch an viele andere Abgeordnete gewandt. Die Anlässe sind in der 
Zwischenzeit hinlänglich bekannt, aber noch lange nicht aufgeklärt: geöffnete Briefe, lebensgefährli-
che Missstände auf der „Gorch Fock“ und Waffenspiele in Afghanistan. Das alles beunruhigte Solda-
ten, lange bevor es die Bild-Zeitung aufgriff. Meinen Brief mit der Bitte um Aufklärung beantwortete 
das Verteidigungsministerium erst gut einen Monat später. Auch die erste Sitzung des Verteidigungs-
ausschusses in diesem Jahr trug kaum zur Klärung bei. Dort erzählte der Staatssekretär Kossendey, 
der Soldat sei in Afghanistan beim Waffenreinigen gestorben. Auch der Minister redet zwar gerne mit 
ausgewählten Medien, nimmt aber seine Auskunftspflichten gegenüber Abgeordneten nicht allzu 
ernst. 
 
(Michael Brand  [CDU/CSU]: Heucheln Sie doch kein Interesse an der Bundeswehr! – Florian Hahn  [CDU/CSU]: 
So ein Schmarren!) 
 
Ohne einen Wehrbeauftragten wären dem Verteidigungsausschuss wohl wieder einmal wesentliche 
Informationen vorenthalten worden. Eine wirkliche parlamentarische Kontrolle der Armee ist so kaum 
möglich. (Beifall bei der LINKEN) 
 
Ich bin dankbar für das Korrektiv des Wehrbeauftragten. Doch eigentlich ist es Aufgabe des 
Ministeriums, alle wesentlichen Informationen zur Verfügung zu stellen. Stattdessen wird vertuscht  
und verschleiert. So kann das nicht weitergehen. (Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der LINKEN: Kein 
Wunder bei dem Minister!) 
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Der größte und gewichtigste Teil der Probleme der Soldatinnen und Soldaten bezieht sich auf die 
Auslandseinsätze der Bundeswehr und ganz speziell auf den Kriegseinsatz in Afghanistan. Der 
Bericht des Wehrbeauftragten macht sichtbar, was es konkret bedeutet, dass Deutschland eine  
„Armee im Einsatz“ hat. Die verfahrene Lage in Afghanistan wird überdeutlich. Wir können nachlesen, 
dass die „Intensität der Einsätze kontinuierlich zugenommen“ hat, dass Soldaten „nahezu täglich in 
Feuergefechte verwickelt“ sind, dass sie „durch zunehmend militärisch organisierte Hinterhalte und 
Angriffe bedroht“ sind. So steigt die Zahl der Soldatinnen und Soldaten ständig, die dies nicht mehr 
verkraften. Im Jahr 2010 wurden 40 Prozent mehr posttraumatische Erkrankungen festgestellt als im 
Vorjahr. Das ist nur die Spitze des Eisberges; die Dunkelziffer ist hoch. Diese Erkrankungen, aber 
auch die immer häufigeren und immer längeren Kriegseinsätze belasten auch die Angehörigen. 
Deshalb wenden sich auch immer mehr Familienangehörige an den Wehrbeauftragten. In dem Bericht 
des Wehrbeauftragten wird auch sehr deutlich, dass es der Bundesregierung mehr um militärische 
Interessen als um die Soldatinnen und Soldaten geht. So dauern die Versorgungsverfahren zur 
Anerkennung von posttraumatischen Erkrankungen sehr lange, und nur etwa ein Drittel der Anträge 
auf Wehrdienstbeschädigung im Falle von PTBS wurde anerkannt. Das ist zynisch. (Beifall bei der 
LINKEN) 
 
Es kann nicht sein, dass Soldaten und ihre Angehörigen den Preis für die Kriegspolitik der Regierung 
zahlen und dann auch noch mit den Folgen alleingelassen werden. 
 
(Florian Hahn  [CDU/CSU]: Meine Güte!) 
 
Kriege ohne Traumatisierung gibt es nicht; das gilt für Soldaten ebenso wie für die Zivilbevölkerung – 
ein weiterer Grund, warum die deutsche Kriegsbeteiligung so schnell wie möglich beendet werden 
muss.  
 
(Beifall bei der LINKEN – Henning Otte  [CDU/CSU]: Frau Höger, es reicht!) 
 
Es gibt nur einen wirklichen Schutz für die Soldatinnen und Soldaten: Das ist ein Ende dieses Krieges. 
In den letzten zwölf Monaten starben elf deutsche Soldaten in Afghanistan. Etwa 70 wurden verletzt. 
Jeder Einzelne von ihnen ist einer zu viel. (Beifall bei der LINKEN) 
 
Die Mehrheit in diesem Haus hat es in der Hand, wenigstens weitere Opfer zu verhindern. Holen Sie 
die Bundeswehr zurück! Beenden Sie diesen Kriegseinsatz! (Beifall bei der LINKEN) 
 
Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Bundesminister der Verteidigung, Freiherr zu Guttenberg . (Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 
 
Karl-Theodor Freiherr zu Guttenberg , Bundesminister der Verteidigung: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Höger, das war wieder einmal eine 
bemerkenswerte Rede, 
 
(Dr. Kirsten Tackmann  [DIE LINKE]: Vor allen Dingen selbst geschrieben!) 
 
die Sie mit den Worten „solange es eine Bundeswehr gibt“ eingeleitet haben.  
 
(Inge Höger  [DIE LINKE]: Ja!) 
 
Ich kann nur sagen: Solange es die Linke gibt, wird es auch die Bundeswehr geben. 
 
(Inge Höger  [DIE LINKE]: Das hängt von der Stärke der Linken ab!) 
 
Gott sei Dank ist das der Fall. (Beifall bei Abgeordneten der FDP) 
 
Ich darf auch Ihr hartes Urteil über das Ministerium, das letztendlich alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und alle Soldaten trifft, mit Nachdruck zurückweisen. Das haben sie nicht verdient. Ein  
solches Urteil sollte man nicht fällen. (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
 
Der Jahresbericht des Wehrbeauftragten Herrn Königshaus ist „den Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr sowie ihren Angehörigen gewidmet“. Weiter heißt es im Vorwort: Sie nehmen eine für die  
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Gesellschaft unverzichtbare und viel zu wenig gewürdigte Aufgabe wahr. Das ist, wenn man so will, 
der Schlüsselsatz in Ihrem Jahresbericht, der auch das gesamte Spannungsfeld aufzeigt, in dem wir  
uns immer wieder befinden und das letztlich auch bei den Soldaten sowie bei den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Bundeswehr vorzufinden ist. Ich kann daher nur das unterstreichen, was Sie mit 
diesem Satz zum Ausdruck bringen, nämlich dass immer noch viel zu wenig gewürdigt und wahrge-
nommen wird, was an Dienst für unser Land – auch fern davon – geleistet wird. Daher haben unsere 
Soldaten Dank und nicht ein solches Pauschalurteil verdient. (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
 
Diese klare Aussage wird dann mit vielen Beispielen untermauert. Ich will dem Wehrbeauftragten für 
seine Tätigkeit danken. Er macht meinen Dienst nicht immer ruhiger; das liegt aber in der Natur der 
Sache. Ich glaube, dass wir eine sehr gute Form gefunden haben, die Probleme aufzugreifen, anzu-
gehen und zu bearbeiten. Ich bin überzeugt von der Richtigkeit der Einrichtung des Amts eines Wehr-
beauftragten, weil es unsere Arbeit ergänzt und weil wir Dinge oftmals erst über den Wehrbeauftrag-
ten erfahren. Deshalb ist es eine wichtige und für Sie, Herr Königshaus, oft auch eine hoch emotionale 
Arbeit, die sicherlich nicht immer ganz einfach ist. Uns eint das Ziel, dass wir die Sorgen, die Nöte und 
die Hoffnungen der Soldatinnen und Soldaten nicht nur ernst nehmen, sondern sie aufgreifen und 
unsere Bemühungen letztlich in Ergebnisse münden lassen. Wir wollen ein klares Bild zeichnen, das 
die Realitäten wiedergibt. 
 
Wenn Vorwürfe von Soldaten kommen oder Vorwürfe über einzelne Soldaten uns erreichen – manch-
mal erreichen sie uns erst über die Medien –, dann gehen wir vernünftig und ruhig damit um und ver-
suchen, Abhilfe zu schaffen. Die Einrichtung des Wehrbeauftragten macht sichtbar, wie eng der Dienst 
in unseren Streitkräften an das Grundgesetz gebunden ist. Der jährlich vorgelegte Bericht ist immer 
auch willkommener Anlass, die Frage nach dem Zustand und nach dem inneren Gefüge unserer 
Streitkräfte zu stellen. 
 
Die teilweise eher laute öffentliche Diskussion über einzelne Missstände der letzten Monate darf uns 
allerdings nicht den Blick auf eine Sache verstellen: Es ist mir wichtig, dass wir keine voreiligen 
Schlüsse über die innere Gesamtlage der Bundeswehr ziehen. Wir müssen uns immer wieder deutlich 
machen, dass es sich um Fehlverhalten Einzelner handelt und dass das nicht den Zustand der 
gesamten Bundeswehr widerspiegelt. (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
 
Es ist und bleibt ein gefährlicher Dienst, den unsere Soldatinnen und Soldaten in unserem Auftrag 
leisten. Morgen Nachmittag – darauf wurde von fast allen Rednern hingewiesen – kommen wir 
zusammen, um in Regen der drei in der vergangenen Woche gefallenen Soldaten zu gedenken. Herr 
Königshaus, Sie haben mit zwei der gefallenen Soldaten noch gesprochen. Ich selbst war einen Tag 
vor diesem schrecklichen Vorfall in OP North. Ich habe dort Soldaten getroffen und mit ihnen 
gesprochen. Dieser Vorfall hat mich daher in besonderer Weise erschüttert. Wir denken an  
Hauptfeldwebel Georg Missulia, wir denken an den Stabsgefreiten Konstantin Menz und an den 
Hauptgefreiten Georg Kurat, alle aus der 4. Kompanie des Panzergrenadierbataillons 112 in Regen.  
Wir sind mit unseren Gedanken und Gebeten bei ihnen, bei den Angehörigen, insbesondere aber  
auch bei den Verwundeten. Es waren zehn Verwundete an diesem Tag. Es gab zwei unterschiedliche 
Vorfälle. Wir wünschen uns baldige und beste Genesung gerade für die Verwundeten. (Beifall bei der 
CDU/CSU, der SPD und der FDP) 
 
Die öffentliche Anteilnahme ist in den letzten eineinhalb bis zwei Jahren sehr gewachsen. Das ist trotz 
der Schrecklichkeit der Vorfälle ein positives Zeichen, da die Menschen aufnehmen und wahrnehmen, 
was unsere Soldaten leisten. Es zeigt, dass die Menschen in unserem Land hinter unseren Soldaten 
stehen. Ohne diesen Rückhalt könnten die Soldatinnen und Soldaten ihren Dienst auch gar nicht in 
dieser Weise leisten. Wenn wir heute über diesen Bericht diskutieren, debattieren wir immer über Ver-
antwortung, über die Verantwortung des Dienstherrn, über meine Verantwortung und die Verantwor-
tung, die wir alle gegenüber der Bundeswehr und den Soldaten haben. Gleichwohl dürfen wir uns 
auch durch Vorfälle wie am vergangenen Freitag, durch Rückschläge, gerade was den Einsatz in 
Afghanistan betrifft, nicht entmutigen lassen. Wegen eines solchen Vorfalls dürfen wir unseren afgha-
nischen Partnern nicht generell misstrauen. Auch das ist ein wichtiger Punkt. Wenn wir jetzt ein  
pauschales, generelles Misstrauen gegenüber unseren afghanischen Partnern an den Tag legen 
würden, wäre das ein gänzlich falscher Schritt. 
 
Es entspricht unserer Verantwortung, dass wir an unserer Strategie des Aufbaus der afghanischen 
Sicherheitskräfte und der engen Kooperation mit ihnen festhalten. Der Wehrbeauftragte kennt die  
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Sorgen und Nöte unserer Soldaten von vielen Reisen und Besuchen. Zu Recht betont er in seinem 
Bericht die Bedeutung und Notwendigkeit der Solidarität und Unterstützung der Gesellschaft. Neben  
den Auslandseinsätzen liegen weitere Schwerpunkte des Berichts auf der Situation des Sanitätsdien-
stes und vor allem auf der Attraktivität des Dienstes in der Bundeswehr, insbesondere bei der Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Diese Anregungen – allesamt wertvolle Anregungen – werden bei der 
bevorstehenden Neuausrichtung der Bundeswehr in unsere Überlegungen mit einfließen. Sie sind 
teilweise schon Bestandteil dessen, was konzeptionell vorliegt, was es an Überlegungen gibt und 
worüber in den nächsten Wochen zu entscheiden ist. Deshalb verbessern wir mit einem Maßnahmen-
paket die Attraktivität des Dienstes in der Bundeswehr insgesamt. 
 
Dort, wo in dem Bericht auf bestehende Mängel hingewiesen wird, gehen wir den Einzelfällen konse-
quent nach. Wir werden, wo immer es möglich ist, auch Abhilfe schaffen. Insbesondere die Kritik an 
Ausrüstung und Ausbildung der Streitkräfte nehme ich außerordentlich ernst. Es wurde im letzten Jahr 
einiges erreicht, fraglos in den letzten Monaten. Der Bericht würdigt das auch; aber wir können es 
nicht dabei belassen. Weitere Verbesserungen müssen folgen, und sie werden auch folgen. Wir  
haben uns dem mit aller Kraft anzunehmen. Wir alle sind dabei in der Pflicht, ein jeder an seinem 
Platz: der Wehrbeauftrage, Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen des Deutschen Bundestages, der 
Bundesminister der Verteidigung und das Bundesministerium der Verteidigung. Vergessen wir nicht: 
Es geht um die Sicherheit unseres Landes, es geht um unsere Soldatinnen und Soldaten. Von daher 
sage ich dem Wehrbeauftragten noch einmal Danke. Wir alle müssen weiterhin die Kraft aufbringen, 
gemeinsam an der Aufarbeitung dessen zu arbeiten, was an Missständen gegeben ist. Wir müssen 
aber auch das aufgreifen, was in der Breite an Positivem in der Bundeswehr vorzufinden ist. 
Herzlichen Dank. (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
 
Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege Omid Nouripour  für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. 
 
Omid Nouripour (Bündnis 90/Die Grünen): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir trauern um die getöteten Soldaten. Wir fühlen mit 
den Angehörigen. Wir wünschen den seelisch wie körperlich Versehrten schnellstmögliche und 
vollständige Genesung. Wir danken denjenigen, die wir als Parlament in den Einsatz geschickt haben. 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei der CDU/CSU und der SPD) 
 
Der Vorfall, der uns morgen nach Regen führen wird, zeigt nicht nur, wie gefährlich dieser Einsatz ist, 
sondern auch unsere Verantwortung als Parlament. In diesem Zusammenhang möchte ich auch 
Ihnen, Herr Wehrbeauftragter, und Ihrem Stab herzlich danken. Sie üben eine wichtige Hilfsfunktion 
aus, damit wir eine Parlamentsarmee haben können. Herzlichen Dank dafür. (Beifall beim Bündnis 
90/Die Grünen sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 
 
Sie sind als Institution nicht nur international einmalig, sondern gerade in diesen Zeiten deswegen 
besonders wichtig, weil es irgendeine Person geben muss, denen die Soldaten in diesen Zeiten 
tatsächlich vertrauen können. Herr Minister, wenn Sie dem Wehrbeauftragten hier danken, ihn an 
anderer Stelle aber eine wandelnde Defizitanalyse nennen, ist das nicht nur ein unfreundlicher Akt, 
sondern auch ein Zeugnis dafür, dass Sie die Einmaligkeit und Wichtigkeit dieser Institution nicht 
erfasst haben. Natürlich macht er Ihnen Arbeit. Aber die Tatsache, dass Sie ihn als Klotz am Bein 
empfinden, zeigt, dass es Ihnen nicht darum geht, die Verhältnisse zu verbessern, sondern darum, 
einen bequemen Job machen zu können. 
 
(Dr. Rainer Stinner  [FDP]: Eindeutig falsch! Das stimmt nicht!) 
 
So geht es nicht. Die Vorfälle auf der „Gorch Fock“ und bei der Feldpost sind nur zwei Beispiele für 
eine viel zu zäh verlaufende Aufklärungsarbeit. Das hat etwas mit Ihrem Krisenmanagement zu tun,  
Herr zu Guttenberg. Am Fall der „Gorch Fock“ erkennt man exemplarisch, wie viele Haken Sie ge-
schlagen haben: Freitagvormittag haben Sie sich jede Vorverurteilung verbeten. Freitagnachmittag 
wurde der Kommandant geschasst. (Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie Mittwoch schon gefordert, Herr  
Nouripour!) 
 
Nein, habe ich nicht.- Am Samstag war von einer Suspendierung die Rede. Am Montag haben Sie  
dann gesagt, Sie hätten die Abkommandierung nur befohlen, um ihn zu schützen. Ich glaube, dass  
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das sowohl der Kommandant als auch die Stammbesatzung der „Gorch Fock“ anders empfunden  
haben und es bis heute tun. Herr Minister, an dieser Stelle haben Sie wiederum den Überblick ver- 
loren. (Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen sowie bei Abgeordneten der SPD) 
 
Lassen Sie mich auf zwei Punkte aus dem Bericht des Wehrbeauftragten eingehen, zum einen auf 
den direkten Draht der Soldatinnen und Soldaten im Auslandseinsatz zu ihren Familien; das ist von 
fast allen Rednern angesprochen worden. Die Kollegin Evers-Meyer hat völlig zu Recht gesagt, dass 
die Situation bisher desolat war. Der alte Vertrag – ich weiß, dass Sie das nicht zu verantworten ha-
ben – war alles andere als gut. Das Problem ist: Der neue Vertrag ist es auch. Ich will ein paar Bei- 
spiele nennen: Höchstens ein Drittel der Soldatinnen und Soldaten wird skypen können, was gerade 
in Zeiten, in denen man sich nicht so ganz auf die Feldpost verlassen kann, wahnsinnig wichtig ist. 
(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD) 
 
Die Peak-Zeiten, also die Hochzeiten, in denen die Rechner tatsächlich benutzt werden, nämlich nach 
dem Abendessen, werden bei der Bereitstellung der Kapazitäten nicht wirklich berücksichtigt. Beson-
ders witzig ist: Der Vertrag ist so gestrickt, dass die Gebühren für die Soldatinnen und Soldaten im 
Einsatz steigen, wenn das eintritt, was die Bundesregierung verspricht, nämlich dass bereits zum 
Ende des Jahres Soldatinnen und Soldaten abgezogen werden und das Kontingent verkleinert wird. 
Der Vertrag wurde ohne jeden Überblick abgeschlossen. Es wäre schön, wenn Sie bei der Lösung sol- 
cher Probleme einmal mit dem Wehrbeauftragten reden und ihm zuhören würden. 
 
Das zweite Beispiel: Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Natürlich ist die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf einer der zentralen Bausteine im Hinblick auf die Attraktivität der Bundeswehr, gerade wenn 
die Wehrpflicht ausgesetzt wird. In dieser Situation stellen Sie sich hin und sagen: Ich mache etwas 
dafür; denn ich werde 200 zusätzliche Eltern-Kind-Zimmer bereitstellen. – Das zeigt, wie kurzsichtig 
Ihre Überlegungen sind. Ich habe viele Kasernen besucht. Die dortige Angebotssituation ist ambiva-
lent. Viele Menschen wissen nicht so genau, was sie mit den Eltern-Kind-Zimmern machen sollen. Die 
Bundeswehr braucht – wie der Rest der Gesellschaft – echte Betreuungsangebote. Allerdings ist an 
dieser Front bisher Fehlanzeige. Uns wurde ein Katalog mit Vorschlägen vorgelegt, wie die Attraktivi-
tät der Bundeswehr gesteigert werden kann. Dabei war auch von Inländern ohne deutschen Pass die 
Rede.  
 
Herr Wehrbeauftragter, in diesem Zusammenhang möchte ich eine Bitte wiederholen: Ich glaube, 
dass es den Realitäten und den Veränderungen unserer Gesellschaft entspräche, wenn Sie sich in 
Ihrem nächsten Bericht mit der Situation der Menschen mit Migrationshintergrund in der Bundeswehr 
beschäftigen würden; denn sie haben, wie Sie dann  erfahren würden, nicht nur eigene Probleme, 
sondern bringen auch eigene Erfahrungen mit. Es ist sinnvoll, sich mit dieser Thematik zu beschäfti-
gen. Nach dem Katalog mit Vorschlägen, der uns vorgelegt wurde, soll es möglich sein, Menschen 
ohne deutschen Pass bei der Bundeswehr zu beschäftigen. Ich spreche hier von Inländern ohne 
deutschen Pass; damit wird der Unterschied zu Söldnern deutlich. Herr Minister, wir haben erfahren, 
dass Sie das abgelehnt haben; Sie wollen das nicht. Mein Verdacht ist: Sie verfallen hier einer Loyali-
tätsparanoia und sind nicht imstande, zu erkennen, dass wir hier über die Kinder dieses Landes 
reden; da gibt es keine Schwierigkeiten mit der Loyalität. 
 
Lassen Sie mich zum Schluss einen weiteren Punkt ansprechen, nämlich das von Ihnen beschriebene 
Partnering. Natürlich müssen wir in dieser Situation in erster Linie von den Afghanen fordern, dass sie 
das Vertrauen wieder herstellen; sie müssen uns erklären, wie sie das machen wollen. Da ist einiges 
zu tun. Es geht nicht darum, die Intensität der Ausbildung der afghanischen Soldaten durch die Bun-
deswehr grundsätzlich infrage zu stellen. Die Frage ist nur, ob man das ganze Konzept für Sakrosankt 
erklären sollte, ob man also sagen sollte: So, wie es ist, ist es richtig; alles andere machen wir nicht. 
Ich glaube, dass die Verunsicherung in der Truppe viel zu groß ist, um einfach zu sagen: Alles bleibt 
so, wie es ist; es gibt keinerlei Überprüfung des Konzepts. Sie sollten da besser zuhören, um auch bei 
diesem Thema den Überblick zu behalten. Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall beim Bündnis 90/Die 
Grünen und bei der SPD)  
 
Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Ich schließe die Aussprache.  
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf Drucksache 17/4400 an den Verteidigungsaus-
schuss vorgeschlagen. – Ich sehe, Sie sind damit einverstanden. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 


